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Antrag 
der Abgeordneten Rita Grießhaber, Marieluise Beck (Bremen), Matthias Berninger, 
Annelle  Buntenbach, Andrea Fischer (Berlin), Monika Knoche, Irmingard Schewe-
Gerigk, Marina Steindor, Dr. Angelika Köster-Loßack und der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Umsetzung von Frauenförderprogrammen 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Die Europäische Union hat 1995 ein Aktionsprogramm für die 

Chancengleichheit von Frauen und Männern initiiert, das 
sechs Ziele verfolgt: Mobilisierung aller Akteure des wirt-
schaftlichen und sozialen Lebens zur Durchsetzung der Chan-

cengleichheit, Förderung der Chancengleichheit in einer sich 
wandelnden Wirtschaft, Förderung einer Politik, die es Frauen 
und Männern ermöglicht, Familie und Beruf in Einklang zu 
bringen, Förderung einer ausgewogenen Mitwirkung von 
Frauen und Männern an Entscheidungsprozessen, Schaffung 
günstigerer Voraussetzungen für eine Geltendmachung des 
Rechts auf Gleichstellung, Unterstützung bei Durchführung, 
Begleitung und Bewertung der Maßnahmen, die zur Verwirk-
lichung der vorstehend genannten Ziele ergriffen werden.  

2. Die Bundesrepublik Deutschland ist in vielen Bereichen der 
Frauenpolitik europäisches Schlußlicht. Kinderkrippen und 
Schulhorte sind absolute Mangelware. Auch der Rechtsan-
spruch auf einen Kindergartenplatz für Kinder ab drei Jahren 

ist bis jetzt noch nicht eingelöst. Politische Initiativen für eine 
flexible Arbeitszeitgestaltung zur besseren Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie gibt es kaum, und wenn sie ergriffen wer-
den, wird die Vereinbarungsleistung von Frauen erwartet. Die 
Verantwortung von Männern wird weder eingefordert noch ge-
fördert. Es gibt viel zu wenig Maßnahmen, um die Repräsen-
tanz von Frauen in Forschung und Lehre zu verbessern. Ein-
flußreiche Posten sind immer noch mit einer versteckten 
Männerquote belegt. Es ist also nicht verwunderlich, daß sich 
bei Umfragen (Eurobarometer) zwar 56 % der Befragten für 
eine strenge Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips ausgespro-
chen haben, daß aber auf die Frage nach den Politikbereichen, 
in denen eine größere Aktivität der EU gewünscht wird, von 
69 % der Befragten die Frauenpolitik genannt wurde. 
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3. Bei der Vierten VN-Weltfrauenkonferenz sprachen die Vertre-
terinnen/Vertreter der EU mit einer Stimme und legten Wert 
darauf, die in ihren Mitgliedstaaten praktizierte Politik zur För-
derung von Frauen als sehr fortschrittlich erscheinen zu lassen. 
Nur kurze Zeit nach der Konferenz wurde bekannt, daß die 
Bundesregierung in Brüssel Widerspruch gegen das geplante 
„Aktionsprogramm der Gemeinschaft für die Chancengleich-
heit von Frauen und Männern (1996-2000) " eingelegt hatte. 
Begründet wurde dieser Widerspruch mit dem Subsidiaritäts-
prinzip. Dieses besagt, daß die EU Maßnahmen, die auf natio-
naler Ebene ergriffen werden könnten, nicht initiieren darf. 

4. Die Bundesregierung stimmte im Dezember 1995 einer neuen 
Konzeption des Programms zu, bei der die Grundsätze der Sub-
sidiarität nach ihrer Auffassung eingehalten werden. Diese 
neue Konzeption bringt eine Verminderung des Gesamtfi-
nanzvolumens von ursprünglich 60 Mio. Ecu auf 30 Mio. Ecu 
mit sich. Inhaltlich soll das Programm auf einen Informations-
und Erfahrungsaustausch begrenzt werden. 
Projekte werden außerdem nicht langfristig, sondern immer 
nur jährlich bewilligt, was ihre kontinuierliche Arbeit erheb-
lich erschwert. 
Zur Festlegung der Leitlinien des Programms wurde ein Ver-
waltungsausschuß eingerichtet, der sich aus Vertreterin-
nen/Vertreter der Mitgliedstaaten zusammensetzt. 

5. Die Bundesregierung hat öffentlich ihre Verpflichtung aner-
kannt, ergänzend zum EU-Programm mit nationalen Maßnah-
men zur Frauenförderung initiativ zu werden. „Das Programm 
macht nationale Maßnahmen zur Frauenförderung und zur 
Förderung von Chancengleichheit nicht überflüssig, es ist viel-
mehr eine sinnvolle und notwendige Ergänzung auf europäi-
scher Ebene", erklärte die Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend, Claudia Nolte, in einer Presse-
mitteilung vom 5. Dezember 1995. 

6. In Punkt 301 der auf der Weltfrauenkonferenz verabschiede-
ten Aktionsplattform heißt es: „Die Regionalkommissionen der 
Vereinten Nationen und andere subregionale/regionale Struk-
turen sollten im Rahmen ihres Mandats die zuständigen 
einzelstaatlichen Institutionen bei der Überwachung und Um-
setzung der weltweiten Aktionsplattform fördern und unter-
stützen. " 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. den von ihr anerkannten und geforderten Subsidiaritätsan-
spruch durch Maßnahmen, die das EU-Programm auf nationa-
ler Ebene ergänzen, umzusetzen und dazu 

- ihren ursprünglichen Anteil an den eingesparten 
30 Mio. Ecu (ca. 10 Mio. Ecu) für Maßnahmen der Frauen-
förderung auf nationaler Ebene einzustellen, 

- die Umsetzung des EU-Programms durch Kofinanzierung 
von Projekten sicherzustellen, 
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- die Schwerpunkte der Arbeit im neu eingerichteten Ver-
waltungsausschuß eng mit dem auf nationaler Ebene ein-
gesetzten beratenden Ausschuß abzustimmen; 

2. bei den Neuverhandlungen zum Maastricht-Vertrag auf eine 
Aufnahme von Gleichberechtigung als politisches Ziel hinzu-
wirken; 

3. sich im Rahmen der EU umgehend dafür einzusetzen, daß die 
Aktionsplattform von Peking zügig umgesetzt wird und ent-
sprechende Maßnahmen gefördert und unterstützt werden. 

Bonn, den 13. März 1996 

Rita Grießhaber 
Marieluise Beck (Bremen) 
Matthias Berninger 
Annelie Buntenbach 
Andrea Fischer (Berlin) 
Monika Knoche 
Irmingard Schewe-Gerigk 
Marina Steindor 
Dr. Angelika Köster-Loßack 
Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller und Fraktion 



 


